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Sachgebiet 2030 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
- Drucksachen 7/2433, 7/4183 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag bekennt sich zur offensiven Ver- 
teidigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
der Bundesrepublik Deutschland. Diese findet ihr Ausprä- 
gung in 

— dem Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und 
Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetz- 
gebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre- 
chung auszuüben und die Volksvertretung in allgemei- 
ner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
zu wählen, 

— der Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige 
Ordnung und der Bindung der vollziehenden Gewalt und 
der Rechtsprechung an Gesetz und Recht, 

— dem Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamen- 
tarischen Opposition, 

— der Ablösbarkeit der Regierung und ihrer Verantwort- 
lichkeit gegenüber der Volksvertretung, 

— der Unabhängigkeit der Gerichte und 

— dem Ausschluß jeder Gewalt- und Willkürherrschaft. 

Die Verteidigung dieser Grundordnung geschieht vor allem 
in ständiger geistiger und politischer Auseinandersetzung, 
zu der demokratische Parteien, die Regierungen in Bund 
und Ländern und alle freiheitsliebenden Bürger aufgerufen 
sind. 

2. Die Freiheitsordnung gerät in Gefahr, wenn die Sicherheit 
des Staates und seiner Bürger nicht gegen die Gegner seiner 
Verfassung auf der Grundlage des Rechts gewährleistet 
wird. Dazu gehört die Entschlossenheit, die Feinde unserer 
demokratischen Grundordnung am Mißbrauch der Freiheits- 
rechte zur Abschaffung unserer Freiheit zu hindern. 

3. Wer diesen Staat bekämpft, kann nicht sein Diener sein. 
Wer die freiheitliche demokratische Ordnung verteidigen 
will, darf nicht zulassen, daß ihre Gegner in deren Institu- 
tionen, in Gerichte, Verwaltungen und Schulen eindringen. 
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4. Wer sich einer verfassungsfeindlichen Partei oder Organi- 
sation anschließt, begründet damit in der Regel Zweifel an 
seiner Verfassungstreue. Es bleibt ihm überlassen, die 
Zweifel zu widerlegen. Dazu stehen ihm alle Möglichkeiten 
des Rechtsstaats offen. Wer diesen klaren Tatbestand nicht 
will, leistet der Gesinnungsschnüffelei Vorschub. 

5. Der Deutsche Bundestag appelliert an die Demokraten in 
unserem Lande, der Verharmlosung des politischen Extre- 
mismus und dem Paktieren mit Verfassungsfeinden ent- 
gegenzutreten und damit gegen alle Versuche solidarisch 
zusammenzustehen, die freiheitliche demokratische Ordnung 
der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen. 


Bonn, den 23. Oktober 1975 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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